
Die Peinlichkeit ist schon bei-
nahe zur Routine geworden 
in der Stadt, die einmal die 

Hauptstadt Nazideutschlands war: 
Am 8. und 9. Mai werden Polizisten 
in Berlin wieder das Zeigen der Flag-
ge der Sowjetunion – des Staates, 
dessen Soldaten die für die Zerschla-
gung der faschistischen Diktatur in 
Deutschland entscheidenden Siege 
erfochten und dabei unvergleichlich 
große Opfer gebracht haben – an den 
drei wichtigsten sowjetischen Ehren-
malen, die zugleich auch Grabstätten 
für Soldaten der Roten Armee sind, 
verhindern. Die deutsche Ideologie 
des Jahres 2024, die es erlaubt, die-
sen Vorgang für vollkommen logisch 
zu halten, ist schiere Idiotie: Putin ist 
Hitler und versucht als solcher, die 
Sowjetunion wieder zu errichten.

Der antifaschistisch frisierte libera-
le Durchschnittskopf landet hier, wie 
stets und überall, mit schlafwandle-
rischer Sicherheit beim stupidesten 
Antikommunismus: Seine exekutive 
Gestalt sind Polizisten, die – wie 
in den beiden Vorjahren mehrfach 
geschehen – am 8. und 9. Mai im 
Treptower Park, im Tiergarten und in 
der Schönholzer Heide Menschen, 
die Fahnen kommunistischer Partei-
en oder die schlichte rote Fahne der 
Arbeiterbewegung mit sich führen, 
auffordern werden, diese ruckzuck 
wegzupacken, weil sie angeblich 
unter das groteske Flaggenverbot 
fallen. Diese Orientierungslosigkeit 
muss man indes dem polizeilichen 
Fußvolk nicht vorwerfen: Die dafür 
ursächliche Vorleistung an Konfusion 
haben diejenigen erbracht, die diese 
Verfügung auf der Grundlage einer 
politisch interessierten Verwechslung 
des russischen Staates von heute mit 
der vor über drei Jahrzehnten zerstör-
ten UdSSR ausgearbeitet haben.

Auf dieser Linie wurde 2024 sogar 
noch einmal nachgelegt: Während 
vor einem Jahr zunächst nicht nur 
das Zeigen der sowjetischen und 
russischen, sondern auch das der uk-
rainischen Flagge untersagt worden 
war (nach einer wütenden politisch-
medialen Intervention wurde das 
wieder kassiert), wird diesmal gar 
nicht erst der Versuch unternom-
men, das Zeigen von Symbolen des 
ukrainischen Nationalismus an den 
fraglichen Mahnmalen, die politisch 
in einen antifaschistischen und inter-
nationalistischen Kontext gehören, zu 
verhindern. Es gilt also, weil alles auf 
dem Kopf steht, auch am nunmehr 
79. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus so vielen Menschen wie 
möglich dabei zu helfen, in diesem 
Nebel nicht die Orientierung zu ver-
lieren – anders wird die nächste anti-
faschistische Zeitenwende nicht zu 
machen sein.

Antifaschistische 
Zeitenwende

WWW.JUNGEWELT.DE

Berlin, 2. Mai 1945: Soldaten der Roten Armee hissen die sowjetische Flagge auf dem Reichstagsgebäude

JE
W

G
E

N
I C

H
A

LD
E

J/
W

O
R

LD
 H

IS
T

O
R

Y
 A

R
C

H
IV

E
/U

IG
/I

M
A

G
O

GEGRÜNDET 1947 · MI./DO., 8./9. MAI 2024, NR. 107 · 2,10 EURO (DE), 2,40 EURO (AT), 2,80 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

79. Jahrestag der Zerschlagung des deutschen 
Faschismus: Flagge der Sowjetunion in Berlin 

erneut unerwünscht. Von Nico Popp

wird herausgegeben von 
2.751 Genossinnen und 
Genossen (Stand 24.4.2024)
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Zugeschlagen
Im Frühjahr 2014 griffen die Kiewer Put-

schisten den Donbass an. Damit 
begann der Ukraine-Krieg

Nachgeschlagen
Noch mal zu Lenin: Die über 100 Jahre 

alten Antikriegstexte des Revolu-
tionärs sind auch 2024 aktuell

Verschlagen
Vor 125 Jahren wurde der Theoretiker des 

Neoliberalismus, Friedrich August 
von Hayek, geboren3 11 12

8. Mai – Tag der Befreiung

1.400 Probeabos für den Frieden! 
jungewelt.de/probeabo

Israel startet Großangriff auf Rafah / Protestcamps gegen Gazakrieg im In- und Ausland n Seiten 4 und 7 

 T acheles in Kriegszeiten, der Staat zeigt seine Instrumente: Das Signal, das die-ser Kongress aussenden sollte, schien unerwünscht – so wurde er von obers-
ter Stelle kurzerhand verboten. Unter dem Titel 
»Wir klagen an« war in Berlin ein  Tribunal gegen 
die deutsche Mittäterschaft an den israelischen 
Kriegsverbrechen in Gaza geplant. Doch kaum 
fielen die ersten kritischen Worte, zogen die Be-
hörden der Veranstaltung, die vom 12. bis 14. April 
2024 mit ihrem Programm vor Ort ein deutliches 
Zeichen der Solidarität mit der notleidenden pa-
lästinensischen Bevölkerung setzen wollte, un-
ter Vorwänden, aber ohne gesetzliche Grundlage 
buchstäblich den Stecker. Zuvor waren in sozialen 
Medien bereits Fotos von Polizisten verbreitet 
worden, die sich zu Dutzenden in Kampfmontur 
im Saal aufgestellt, Besucher drangsaliert und 
reihenweise nicht akkreditierte, dem Treffen au-
genscheinlich feindlich gesinnte Journalisten hi-
neingeleitet hatten  – gegen alle vorherigen Ab-
sprachen mit dem Veranstalter, der gleichzeitig 
eine drastisch eingeschränkte Teilnehmerzahl 
hinnehmen musste. Zudem verhängten die Aus-
länderbehörden wegen unerwünschter politischer 

Betätigung de facto Einreiseverbote gegen zwei 
Referenten, den britisch-palästinensischen Chirur-
gen und Rektor der University of Glasgow Ghas-
san Abu Sitta und den Kandidaten zur EU-Wahl 
Yanis Varoufakis. 

 Bereits im Vorfeld wurden den Organisatoren 
allerhand Steine in den Weg gelegt: Ein wochen-
langes politisches und mediales Kesseltreiben 
gegen diesen als Versammlung der »Israel- und 
Judenhasser« denunzierten Kongress hatte sie 
zu einem absurden Versteckspiel gezwungen. So 
wurde der Versammlungsort erst kurz vor Be-
ginn bekannt gegeben. Die Sparkasse sperrte 
einem der Veranstalter, der »Jüdischen Stimme 
für gerechten Frieden in Nahost«, im Vorfeld das 
Konto; auf diesem Weg konnten keine Spenden 
zur Unterstützung des Kongresses mehr einge-
worben werden. Eine denkwürdige Maßnahme 
gegen Juden im Land der Täter.  So ging an jenem Freitag ein ganz anderes 

Signal von der Hauptstadt aus: Will der Staat 
nicht genehme Meinungen unterdrücken, können 
die Grundrechte auf Meinungs-, Organisations- 
und Versammlungsfreiheit hierzulande jederzeit 
nach Belieben außer Kraft gesetzt werden. In 

Zeiten, in denen Deutschland auf allen Ebe-
nen »kriegstüchtig« gemacht werden soll, nimmt 
das Agieren gegen fortschrittliche oppositionelle 
Stimmen neue, deutlich rabiatere Formen an. 
In diesem Sinne markieren die Ereignisse des 
12.  April einen vorläufigen Höhepunkt in Sa-
chen Demokratieabbau. Im Zweifelsfall, so die 
Botschaft, ist der politische Wille entscheidend, 
nicht die Rechtslage, ein machtgeschützter Zu-
stand der Willkür, eine Etappe auf dem direkten 
Weg in den Polizeistaat. Das alles ist Teil einer 
allgemeinen Tendenz zum reaktionären Staats-
umbau, längst geht die Debatte um Grundsätzli-
cheres, um die Aufhebung des Streikrechts etwa, 
eine Erweiterung der Kompetenzen des Inlands-
geheimdienstes und der Polizeibehörden, auch 
eine Neuauflage der Berufsverbote wird disku-
tiert und in Teilen – siehe Brandenburg – bereits 
umgesetzt. 

 Dagegen gilt es anzugehen, bevor es zu spät 
ist! Beunruhigend, dass sich in der Öffentlichkeit, 
und insbesondere von seiten der Gewerkschaf-
ten, so wenig Widerstand gegen solche antide-
mokratischen Entwicklungen regt. Erschreckend, 
wenn diese sich – wie im Fall des DJU-Landesge-

schäftsführers Berlin-Brandenburg am 12. April – 
gegen die Grundrechte sogar zu Handlangern der 
Staatsmacht machen.  Die  junge Welt  als Medienpartnerin der Veran-

staltung (und als kritisches Medium selbst Ziel 
staatlicher Attacken) ist nicht bereit, sich dem 
staatlichen Diktat zu unterwerfen und diese dras-
tische Form von Einschränkung der Meinungs-
freiheit hinzunehmen. Redaktion und Verlag ha-
ben sich daher entschlossen, mit dieser Beilage 
wesentliche Inhalte des Palästina-Kongresses ver-
fügbar zu machen. Namentlich gekennzeichnete 
Artikel in  junge Welt  geben nicht in jedem Fall 
die Meinung der Redaktion wieder, das gilt auch 
für die Texte in der vorliegenden Dokumentation. 
Einzelne Aussagen darin stehen sogar quer zur 
Blattlinie. Dennoch veröffentlichen wir sie, um 
zu verhindern, dass der Staat mit seinen Zwangs-
maßnahmen sein Ziel erreicht, indem wir der 
Öffentlichkeit die Möglichkeit geben, sich mit 
den vorgetragenen Argumenten auseinanderzu-
setzen. Das Verfügbarmachen verschwiegender 
oder unterdrückter Informationen, Anliegen oder 
Positionen sehen wir als Hauptaufgabe dieser 
Tageszeitung. 

Grundrechte verteidigen!Palästina-Kongress: junge Welt dokumentiert Beiträge der behördlich verbotenen Veranstaltung 

in Berlin . Von   Verlag und Redaktion 

Versammlungsfreiheit mit Füßen getreten: Polizisten im Veranstaltungssaal nach Auflösung des Berliner Palästina-Kongresses (12.4.2024)
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»Wir klagen an!«
Dokumentation: Unterdrückte  

Texte zum Palästina- 
Kongress vom 12. April


